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Derzeit wird in Deutschland die so genannte Extremismus-
klausel kritisch diskutiert. Bei dieser Erklärung handelt es 
sich um ein Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung (fdGO) der Bundesrepublik Deutschland 
(BRD), das allen nicht-staatlichen Organisationen abver-
langt wird, die sich mit finanzieller Unterstützung des Staa-
tes für Demokratie und gegen Nazis engagieren.

Zusätzlich sollen sich geförderte Initiativen für alle die-
jenigen verbürgen, mit denen sie zusammenarbeiten. Sie 
sollen Sorge dafür tragen, dass diese ebenfalls den „Zielen 
des Grundgesetzes“, der deutschen Verfassung, verpflich-
tet sind. Diese problematische Forderung der Bundes- 
regierung, die pauschal jedes Engagement gegen  
Neonazis, Alltagsrassismus und andere Formen der Men-
schenfeindlichkeit unter Verdacht stellt, hat eine Vor-
geschichte. Denn spätestens mit dem Amtsantritt der 
schwarz-gelben Bundesregierung Ende 2009 wurden 
die Programme zur Stärkung von Zivilgesellschaft und 
zur Beratung und Unterstützung von Opfern rechter Ge-
walt geändert. Diese waren im Jahr 2000 von der rot-grü-
nen Bundesregierung eingeführt worden. Die aktuelle 
konservative Bundesregierung verschob die inhaltliche 
Ausrichtung der Arbeit „gegen Rechts“, indem sie im Bun-
deshaushalt im Budget des Familienministeriums 3 Milli-
onen Euro für den Kampf gegen Linksextremismus und 
Islamismus einstellte. Jetzt werden zusätzlich mit der Ext-
remismusklausel Demokratie fördernde, antifaschistische 
Initiativen unter Druck gesetzt. Ihre seit über zehn Jahren 
anerkannte Arbeit wird unter Verdacht gestellt, linksext-
remistisch zu sein. Zudem offenbart sich in der Extremis-
musklausel ein fragwürdiges Demokratieverständnis der 
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Regierung, in dem grundlegende Fragen nach der Ausge-
staltung des demokratischen Alltags nicht von den Bür-
gerinnen und Bürgern ausgehandelt werden, sondern von 
Behörden wie dem Verfassungsschutz. So werden be-
troffene Initiativen angehalten, sich bei diesem Inlands-
geheimdienst zu informieren, ob ihre Kooperations- und 
Bündnispartner_innen für eine Zusammenarbeit gegen Na-
zis und Rassismus demokratisch genug sind. 

Damit versucht eine staatliche Behörde zu bestimmen, 
was Demokratie ist. Diese seltsamen Entwicklungen sind 
dabei immer auch im Zusammenhang mit der Idee einer 

„wehrhaften Demokratie“ zu sehen.

fdGO: Die Freiheit die wir meinen

Die Beschäftigung mit dem Extremismusbegriff führt 
schnell zum Modell der freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung (fdGO). Sie stammt aus dem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts zum Verbot der Sozialistischen 
Reichspartei aus dem Jahr 1952 und taucht auch fast 60 
Jahre später immer noch überall dort auf, wo von „Extre-
misten“ gesprochen wird: in Veröffentlichungen zu poli-
tisch motivierter Gewalt, Verfassungsschutzberichten oder 
Materialien zur Politischen Bildung. In all diesen Veröffent-
lichungen herrscht Einigkeit darüber, dass als „extremis-
tisch“ zu definieren ist, wer die fdGO als Grundlage der 
bundesrepublikanischen Demokratie ablehnt.

Was aber ist die fdGO?
In der freiheitlich demokratischen Grundordnung wur-
den die Grundwerte der Demokratie in Deutschland 
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festgeschrieben. Dazu zählen unter anderem die Anerken-
nung der Menschenrechte, Volkssouveränität, Gewalten-
teilung, Oppositionsfreiheit und die Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung. Die Definition der fdGO sagt jedoch recht we-
nig über den eigentlichen Kern demokratischer Werte aus. 
Denn es lässt sich darüber streiten, was Oppositionsfreiheit 
genau bedeutet, wann die Verwaltungen nicht mehr ge-
setzmäßig handeln oder warum in der fdGO die Sozialstaat-
lichkeit nicht explizit festgeschrieben wurde. Zudem wird 
die fdGO häufig als Instrument gegen missliebige Meinun-
gen benutzt. Oftmals wird etwa behauptet, angestrebte 
Wirtschaftsmodelle jenseits des Kapitalismus seien nicht 
mit der fdGO vereinbar. Dabei ist im gesamten Grundgesetz 
nirgends festgeschrieben, dass Demokratie an Markwirt-
schaft gebunden sei. Ein solch vager Begriff wie die fdGO 
bietet Spielraum für vielfältige inhaltliche Bestimmungen 
und kontroverse Diskussionen. Er sollte auch nicht Gegen-
stand von formelhaften Bekenntnissen sein. Trotzdem wird 
immer wieder behauptet, die fdGO sei der Kern der deut-
schen Demokratie und müsse vor ihren Feinden – den Ex-
tremist_innen eben – geschützt werden. 

Nach diesem recht starren Denkmuster wird meist 
auch in gesellschaftlichen Debatten und in vielen Veröf-
fentlichungen zum Thema verfahren: es wird nicht über 
die Ausgestaltung der Demokratie und die ihr innwohnen-
den Merkmale geredet, sondern eine recht simple Eintei-
lung in „gut“ und „böse“ vorgenommen. Das eine ist, was 
das andere nicht ist. Wer sich formal zu der fdGO bekennt, 
ist demokratisch - wer sie kritisiert, verändern, wichtigen 
gesellschaftlichen Veränderungen anpassen oder gar ab-
schaffen und durch eine andere Ordnung ersetzen will, gilt 
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als Extremist_in und Verfassungsfeind_in. Das ist zum Bei-
spiel häufig bei antifaschistischen Gruppen der Fall, die 
gegen Nazis aktiv sind, sich für demokratische Werte und 
Kultur einsetzen, aber nicht selten als Extremist_innen ver-
unglimpft werden. 

Diese Normierung demokratischer Meinungsbildung 
und Aushandlungsprozesse erschwert jeden Wandel und 
wichtige grundsätzliche Diskussionen und versucht die 
Strukturen der deutsche Demokratie ein für allemal fest-
zuschreiben. Das Demokratieverständnis der Erfinder_in-
nen der Extremismus-Formel will also eine Demokratie, die 
als unveränderlich, also als statisch angesehen wird.

Ganz schön extrem

Häufig wird der Kampf gegen den Extremismus damit 
begründet, dass Entwicklungen wie in der Weimarer Re-
publik (1918 – 1933) verhindert werden müssten, die letz-
ten Endes zu Nationalsozialismus, Holocaust und Zweitem 
Weltkrieg führten. Behauptet wird dann oftmals, die Wei-
marer Demokratie sei zu tolerant gewesen und deshalb 
von Extremist_innen von links, den Kommunist_innen, und 
rechts, den Nationalsozialisten und Nationalsozialistinnen, 
zerstört worden. Hitler wurde im Januar 1933 jedoch auf 
Drängen nationalistisch-konservativer Kreise von Reichs-
präsident Hindenburg zum Kanzler ernannt. Hitlers folgen-
reichem „Ermächtigungsgesetz“ stimmten im März jenes 
Jahres dann alle bürgerlichen Parlamentarier_innen außer 
den verbliebenen Sozialdemokrat_innen zu und verhal-
fen Hitlers NSDAP so zur Zweidrittelmehrheit im Reichs-
tag. Gleichzeitig wurden die SPD und die Gewerkschaften  
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bereits verfolgt (und später verboten), die kommunistische 
Partei KPD war zu diesem Zeitpunkt bereits zerschlagen. 
Demnach ist es schlicht falsch zu behaupten, die Weima-
rer Republik sei an linken und rechten Extremist_innen 
zerbrochen. Sie ist von Nationalsozialistinnen und Natio-
nalsozialisten abgeschafft worden, die weite Teile des bür-
gerlich-liberalen Lagers und der Wirtschaftselite – also die 
so genannte Mitte der Gesellschaft – auf ihrer Seite hatten. 
Es ist aus historischer Sicht also mehr als fragwürdig, wenn 
das Prinzip der „wehrhaften Demokratie“ als Abwehr gegen 
die so genannten Extremist_innen von rechts und links be-
trachtet wird. Mit diesem Argument werden dann grundle-
gende, demokratisch verbriefte Bürger- und Freiheitsrechte, 
wie beispielsweise die Versammlungsfreiheit, für kritische 
Linke eingeschränkt oder aufgehoben. Wer von „Extremis-
ten“ spricht, wirft linke Kritiker_innen einer als „autoritär“ 
empfundenen BRD-Demokratie und engagierte Anti- 
faschist_innen, die Lehren aus der Nazi-Zeit und dem Ho-
locaust einfordern, in einen Topf mit gewalttätigen Neo-
nazis, Geschichtsleugner_innen und Hitler-Verehrer_innen. 

Wie kam der Extremismusbegriff in die öffentliche Debatte und wo 
kommt er her?
Bis zu den 1970er Jahren waren vor allem die Totalita-
rismustheorien, die als Vorläufer der Extremismusthe-
orie gesehen werden können, einflussreich. Der Begriff 
des „Extremismus“ tauchte erst in den 1970er Jahren 
im Sprachgebrauch des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz in der BRD und damit in Politik und Gesellschaft 
auf. Der Verfassungsschutz beobachtete und bekämpfte 
bis 1973 „Radikale“. Der Begriff „radikal“ ist allerdings in 
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Teilen positiv besetzt und beschreibt auch Personen und 
Gruppen, die die Behörden nicht als verfassungsfeindlich 
einstufen. Viele Menschen wurden in der 1970er Jahren 
wegen ihrer linken politischen Meinung und Aktivitäten 
mit Hilfe des „Radikalen-Erlasses“ mit Berufsverbot belegt 
und vom öffentlichen Dienst ausgeschlossen. Einige Jahre 
später etabliert sich unter Einwirken von Wissenschaftler_
innen, die eng mit dem Verfassungsschutz zusammenar-
beiteten, die „Extremismusforschung“ als neue Sparte der 
Politikwissenschaft.

Wenn heute von Extremismus die Rede ist, handelt es sich 
nicht um einen genau bestimmten Rechtsbegriff, etwa 
für Gerichtsverhandlungen. Vielmehr definieren diejeni-
gen, die über Extremismus reden und ihre Sichtweisen 
der Regierung anbieten, wer und welche Inhalte als extre-
mistisch einzustufen sind. Vor allem die Landesämter und 
das Bundesamt für Verfassungsschutz besitzen hier eine 
große Deutungsmacht – steht doch in ihren Berichten, wer 
konkret als Feind der Demokratie geführt wird. Der Verfas-
sungsschutz ist aber keine wissenschaftliche Einrichtung, 
sondern ein Geheimdienst, der nur sehr eingeschränkter 
Kontrolle unterliegt und gegen den sich Betroffene zumeist 
nur in langwierigen und kostspieligen Prozessen zur Wehr 
setzen können.

Was nicht passt, wird passend gemacht

Die konkreten Auswirkungen des Prinzips der „wehrhaften 
Demokratie“ und des Extremismus-Schemas sind absurd 
und gefährlich für eine Demokratie.
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Willkürliche Definitionen und die Gleichsetzungen von Be-
strebungen, die als links und rechts der „Mitte“ angesehen 
werden, führen dazu, dass antifaschistische Gruppen mit 
Nazi-Kameradschaften gleichgesetzt werden. Auch Par-
teien wie „Die Linke“ und die offen neonazistische „Na-
tionaldemokratische Partei Deutschlands“ (NPD – Die 
Volksunion) werden gleichgesetzt, da sie beide als extre-
mistisch bezeichnet werden. Bizarr wird es dann, wenn 
die federführenden Wissenschaftler_innen versuchen, der 
NPD einen „harten“ und der Linken eine mildere Form, näm-
lich „weichen Extremismus“ nachzuweisen: weil sich ihr 
Schema als unwissenschaftlich, fehlerhaft und unbrauch-
bar erweist, wird einfach ein wenig an den Stellschrauben 
gedreht: was nicht passt, wird passend gemacht. 

Kritik am Extremismusbegriff wird seit dem Amtsantritt 
der schwarz-gelben Koalition unter Kanzlerin Angela Mer-
kel häufig formuliert, wenn es um die so genannte Extremis-
musklausel geht. Diese wird allen Initiativen und Vereinen 
zur Unterschrift vorgelegt, die als Zuwendungsempfänger 
des Staates, Mittel für die Stärkung demokratischer Wer-
te und die Arbeit gegen Neonazis erhalten. 

Die Kritik an dieser Politik konzentriert sich zumeist auf 
den zweiten Teil der Erklärung, der die Initiativen dazu ver-
pflichten soll, alle Kooperationspartner_innen auf ihre Ver-
fassungstreue hin zu überprüfen. 

Bedenklich ist jedoch auch der erste Teil der Klausel, der 
die staatlich Geförderten zu einem öffentlichen Bekenntnis 
zur fdGO verpflichtet. Die zum Teil sehr erfolgreiche jahre-
lange Arbeit dieser Initiativen wird so in Frage und unter 
den Verdacht gestellt, verfassungsfeindlich zu sein oder 
Verfassungsfeind_innen Vorschub zu leisten. 
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Wer auf der Grundlage demokratischer Rechte die Klausel 
in Frage stellt, kritisiert und zurückweist, macht sich nicht 
nur verdächtig, sondern läuft auch Gefahr, keine Förderung 
mehr zu erhalten. Mit dieser offenen Erpressung von Re-
gierungsseite, in diesem Falle seitens des Bundesministe-
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
unter der Ministerin Kristina Schröder, werden betroffe-
ne Organisationen und Initiativen zu einem Bekenntnis 
gezwungen, das demokratischer (Streit-)Kultur nicht ent-
spricht und grundlegende demokratische Werte in Frage 
stellt. So aber wird das gesamte Gebilde des Extremismus-
ansatzes durchgesetzt. 

Die allermeisten betroffenen „Zuwendungsempfänger“ 
haben sich diesem Verfahren gebeugt, denn sonst hätten 
sie womöglich ihre Arbeit einstellen müssen. Vielen aber 
ist die Problematik dieses Vorgehens der Regierung nicht 
bewusst. Für sie ist das Unterzeichnen der Klausel kein 
Problem. Doch von der Extremismusklausel sind beilei-
be nicht nur staatlich geförderte Projekte betroffen, son-
dern vor allem auch:
	 •	 freie Träger der Politischen Bildung und Jugendhilfe
 	 •	 linke Journalist_innen und Medienschaffende
 	 •	  zivilgesellschaftliche Initiativen und Bürgerbündnisse 
	 •	 selbstverwaltete, soziokulturelle Zentren
	 •	 traditionsreiche Verbände, wie die Vereinigung der 
		  Verfolgten des Nazi-Regimes – Bund der Antifa- 
		  schist_innen (VVN-BdA)
	 •	 Teile der Partei „Die Linke“ bis zum Fraktionschef 
		  im Thüringer Landtag und Bundesvorstandsmit- 
		  glied Bodo Ramelow und
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	 •	 zahllose antifaschistische Bildungseinrichtungen, 
		  Archive und Zeitschriften sowie Antifas.

Diese Politik leistet der Kriminalisierung aller Vorschub, 
die die fdGO an sich, die „wehrhafte Demokratie“ als Prin-
zip oder die Gesellschaft als Ganzes kritisieren oder denen 
eine solche Kritik unterstellt wird. Genauso wird der bloße 
Widerstand gegen Neonazis zum Gegenstand von Diffa-
mierungen. Organisator_innen von und Teilnehmende an 
Blockadeaktionen gegen Neonazis werden gerne als links-
extremistisch und verfassungsfeindlich bezeichnet. Das 
kommt häufig einem Versuch gleich, den gesamten Pro-
test als nicht legitim hinzustellen.

Im Extremismusdenken spielt das Gegenbild zum Extre-
mismus, die behauptete „gesunde Mitte der Gesellschaft“, 
eine wichtige Rolle. Indem auf den Extremismus links und 
rechts dieser Mitte hingewiesen wird, werden neonazis-
tisches Denken und rechtslastige, menschenfeindliche 
Ideologien in der viel gepriesenen „bürgerlichen Mitte“ 
geleugnet. Aber genau in dieser Mitte herrschen vielfach 
sexistische, rassistische oder antisemitische Weltsichten 
vor, wird der Nationalsozialismus verharmlost oder dem 
Nationalismus gehuldigt. Die Äußerungen des früheren 
Bundesbank-Vorstandsmitglieds und ehemaligen SPD- 
Finanzsenators von Berlin, Thilo Sarrazin, zeigen, wie nah 

„die Mitte“ häufig den Ansichten der neo-nationalsozialis-
tischen „NPD – Die Volksunion“ kommt. Sarrazin bekennt 
sich gleichermaßen zur fdGO wie zu unsozialen, men-
schenfeindlichen und rassistischen Ansichten.
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Verstellt wird der Blick durch das Denken in „Extre-
men“ auch für rassistische Gesetze und eine ausgren-
zende, aggressive Politik des Staates im Inland: Zum 
Beispiel wenn es um Flüchtlinge, Asylsuchende und Ein- 
wanderer_innen geht. Gleiches gilt in der Außenpolitik bei 
Themen wie den Kriegseinsätzen der Bundeswehr, der Si-
cherung von Rohstoffen in aller Welt für kapitalistische In-
teressen oder der Zusammenarbeit mit Diktaturen bei der 
Abwehr von Flüchtlingen aus aller Welt. 

Was tun?

Eine Kritik, die nicht nur an der Oberfläche kratzen möch-
te, muss den Begriff des Extremismus grundsätzlich ab-
lehnen. Mit Synonymen wie „Extreme Rechte“ wird die 
Grundannahme des Extremismusbegriffs jedoch beibehal-
ten – nämlich dass es sich um die äußeren Ränder einer 
angenommenen Mitte handelt. 

In der derzeitigen Debatte um die Förderbedingungen 
durch das Bundesfamilienministerium zeigt sich auch, dass 
die Abhängigkeit zivilgesellschaftlichen Engagements von 
staatlichen Geldern problematisch ist. Denn auch wenn 
viele Initiativen, besonders im Bereich Politischer Bildung, 
den Anschein erwecken, unabhängig vom Staat zu agie-
ren, so sind sie doch häufig von staatlichen Förderpro-
grammen abhängig. Hier gilt es, über Voraussetzungen 
und Grundlagen politischen Engagements nachzudenken, 
um sich von staatlichen Zwängen bestmöglich zu befrei-
en und unabhängig wirken zu können. Das ist nicht ganz 
einfach. Zudem gibt es viele Stimmen, die den Staat in der 
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Pflicht sehen, unabhängige Angebote und demokratische 
Aushandlungsprozesse in der Gesellschaft jenseits staatli-
cher Kontrolle zu ermöglichen und zu sichern. 

Klare Positionen gilt es auch in der Debatte um einen 
adäquaten Umgang mit der fdGO zu finden. Ganz unab-
hängig davon, wie eine Person zu dieser Ordnung steht, 
eine Artikulation von Meinungen und Ansichten sollte nicht 
durch einen Bekenntniszwang im Vorfeld eingeschränkt 
oder verhindert werden, sondern muss im Rahmen de-
mokratischer, politischer Auseinandersetzungen in der Ge-
samtgesellschaft stattfinden. 

Politisch engagierte Demokrat_innen können den Begriff 
des Extremismus nur ablehnen. Die unterschiedlichsten 
Bemühungen, sich in dieser Frage widerständig zu verhal-
ten, müssen daher unterstützt werden. Gleichzeitig muss 
verhindert werden, dass der Extremismusbegriff und die 
ihm zugrundeliegenden Denkweisen durch ständige Wie-
derholung – auch durch diejenigen, die ihn kritisieren – 
immer tiefer ins öffentliche Bewusstsein einsickern und 
irgendwann, in den Worten von Kanzlerin Merkel, „alter-
nativlos“ wird.
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Glossar
Freiheitlich demokratische Grundordnung – Die fdGO stellt den We-
senskern der Demokratie in der BRD dar. Sie wurde 1952 vom Bundes-
verfassungsgericht definiert. Demnach gehören zur fdGO die Menschen-
rechte, das Recht auf Opposition, die Chancengleichheit für Parteien, die 
Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip, die Gesetzmäßig-
keit der Verwaltung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gewalten-
teilung und die Volkssouveränität. Die fdGO ist also nicht mit „dem Grund-
gesetz“ zu verwechseln, sondern sie betont unhinterfragbare Werte und 
Regeln der deutschen Verfassung ganz besonders. Allerdings sind die 
einzelnen Punkte der fdGO Gegenstand von Interpretationen und Diskus-
sionen, sowohl bei Jurist_innen als auch bei Politiker_innen und anderen. 
Wenn es nämlich der Regierung und einer Zweidrittelmehrheit im Parla-
ment gefällt, kann der sonst als unveränderlich bezeichnete sog. Verfas-
sungskern durchaus geändert werden.
Literaturtipp: Sarah Schulz: Vom Werden der fdGO: Das Verbot der 
Sozialistischen Reichspartei von 1952 in: Standpunkte 07/2011, Rosa Luxemburg 
Stiftung, zum Download: www.rosalux.de/publikationen

Extremismus – Von Extremismus wird auf drei Ebenen gesprochen, die 
eng miteinander vernetzt sind: auf der wissenschaftlichen, der behördli-
chen und alltäglichen. Behörden und Wissenschaft sagen beide, dass Per-
sonen und Gruppen dann extremistisch sind, wenn sie gegen die fdGO 
vorgehen. Allerdings wird vor allem von Behörden, sehr häufig auch von 
Forscher_innen sehr schlecht begründet, warum nun einiges als extremis-
tisch bezeichnet wird und anderes nicht. Im Alltagsdiskurs und in den Me-
dien existieren keine genauen Definitionen. Häufig werden alle als extre-
mistisch bezeichnet, die radikale politische oder religiöse Ansichten haben 
oder die Gewalt ausüben. 
Literaturtipp: Fritz Burschel: Geld gegen Gesinnung, Standpunkte 06/2011 
zum Download: rosalux.de/publikationen
Initiative gegen jeden Extremismusbegriff (INEX): Offener Brief - Gegen jeden 
Extremismusbegriff. Linke, antifaschistische Politik und Kultur sind nicht 

„extremistisch“, sondern extrem wichtig!, Download: inex.blogsport.de
Wippermann, Wolfgang: Politologentrug, Standpunkte10/2010 Download: 
rosalux.de/publikationen
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Radikalen-Erlass – In der BRD ein Beschluss der Regierungschefs der 
Bundesländer und des Bundeskanzlers Willy Brandt vom Januar 1972. 
Gegenstand war die Regelung, dass eine „aktive Verfassungstreue“ Vo-
raussetzung für die Einstellung in den öffentlichen Dienst sei. Im Erlass 
wurde festgelegt, dass die Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen 
Organisation oder der Verdacht einer verfassungsfeindlichen Einstellung 
Zweifel an der Verfassungstreue begründe und demnach eine Ablehnung 
rechtfertige. Der Erlass zielte im Besonderen auf die Deutsche Kommunis-
tische Partei und Mitglieder anderer linker Gruppen aller Coleur.
Literaturtipp: 
Aktionskomitee gegen Berufsverbote (Hrsg.): Dokumente (I–IV). 
Überprüfung der politischen Treuepflicht – Berufsverbot. Berlin, 1975–1976.

KPD-Verbot – Die Kommunistische Partei Deutschlands wurde als zwei-
te Partei in der Bundesrepublik vom Bundesverfassungsgericht 1956 
verboten. Das Gericht begründete dieses Verbot maßgeblich mit seiner 
Interpretation von marxistisch-leninistischen Grundsatztexten. So stuften 
die Richter ein Bekenntnis zum Marxismus-Leninismus als nicht mit der 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung vereinbar ein, weil darin die Er-
richtung einer sozialistisch-kommunistischen Gesellschaft als Utopie be-
schrieben ist, die durch eine proletarische Revolution und die Diktatur des 
Proletariats erreicht werden solle. Obwohl das Urteil des Verfassungsge-
richts heute als direkte Auswirkung des kalten Krieges gesehen und darum 
sehr umstritten ist, wurde das Verbot nie aufgehoben. Die Auswirkungen 
des KPD-Verbots waren massiv: Es wurden sämtliche Organisationen und 
Strukturen der KPD, wie Parteibüros, Zeitungen und Unterorganisationen 
verboten und geschlossen. Aber auch andere pro-marxistische Organisati-
onen waren von diesen Repressionen betroffen und Kommunistinnen und 
Kommunisten – mit oder ohne Parteibuch – wurden massenhaft durch Ver-
urteilungen und Berufsverbote kriminalisiert. So wurden zwischen 1956 
bis 1968 schätzungsweise 125. – 150.000 Ermittlungsverfahren gegen 
Personen eingeleitet, 7 – 10.000 Personen verurteilt und über 200 Organi-
sationen verboten.
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SRP-Verbot - Die Sozialistische Reichspartei (SRP) war eine offen nati-
onalsozialistisch ausgerichtete Partei in der Bundesrepublik Deutschland. 
Sie wurde als erste Partei in der BRD 1952 verboten. Das zuständige Bun-
desverfassungsgericht begründete das Urteil unter anderem damit, dass 
die SRP sich in die Tradition von Hitlers Nationalsozialistischer Deutscher 
Arbeiterpartei (NSDAP) stellte bzw. sich teilweise als deren Nachfolgeor-
ganisation verstand.

Sexismus - Unter Sexismus versteht man die Betonung, Verstärkung und 
Wertung von tatsächlichen und vermeintlichen Unterschieden zwischen 
Geschlechtern. Sexismus weist also Frauen und Männern unterschiedli-
che Rechte und Pflichten zu und unterstellt ihnen absolut unterschiedlich 
zu sein. Dabei werden „weibliche Attribute“ meist als negativ betrachtet 
und benachteiligt, „männliche“ positiv gesehen und begünstigt. In sexis-
tischer Denkweise haben dann alle Frauen eine „soziale Ader“ und Famili-
ensinn oder alle Männer interessieren sich für Technik. Einzelpersonen, die 
diesen Zuschreibungen nicht entsprechen, werden als „anormal“ wahrge-
nommen und diskriminiert.
Sexistische Zuschreibungen und Verhaltensweisen durchdringen die 
gesamte Gesellschaft und manifestieren sich auch in täglicher Kommu-
nikation, in (nicht) anerkannten persönlichen Eigenschaften (weiblich = 
schwach, weich, natürlich, irrational / männlich = stark, rational, durch-
setzungsfähig) und in materieller Ungleichheit (Frauen verdienen meist 
weniger als Männer).

Weimarer Republik – Die Demokratie im damaligen Deutschen Reich 
von der Zeit der Novemberrevolution 1918/19 bis zur Ernennung Adolf 
Hitlers zum Reichskanzler im Januar 1933, wird als Weimarer Republik 
bezeichnet. Der Name stammt von der Stadt Weimar, wo das verfas-
sungsgebende Parlament, die Nationalversammlung, eine Zeit lang we-
gen vorrevolutionärer Unruhen in Berlin zusammentrat. Das Scheitern der 
Weimarer Republik und die Machtübernahme durch Hitler und die NSDAP, 
markieren den Beginn des Hitlerfaschismus in Deutschland.
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Totalitarismustheorien waren u.a. Teil der antikommunistischen Au-
ßen- und Innenpolitik der BRD und der ganzen westlichen Welt nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Kern der Argumentation ist es, den Nationalsozialismus 
mit der Herrschaft Josef Stalins in der Sowjetunion, dem Stalinismus, der 
wiederum meist einer fragwürdigen Einfachheit halber als Kommunis-
mus bezeichnet wurde, gleichzusetzen und die Gefahr „aus dem Osten“ 
für die westdeutsche/westliche Nachkriegsgesellschaft zu beschwören. 
In diesem Rahmen ist die Rede von den „beiden deutschen Diktaturen“ 
zu bewerten, die implizit den Nationalsozialismus und das DDR-System 
gleichsetzt. Der Totalitarismusbegriff wird häufig im Rückgriff auf das gro-
ße Werk der Philosophin Hannah Arendt „Ursprünge und Elemente totaler 
Herrschaft“ verwendet. Die Denkschule auch der „Extremismus“-Theorie 
ist z.B. das Hannah Arendt Institut für Totalitarismusforschung. 
Es ist sehr umstritten, ob sich Hannah Arendt wirklich für diese Vereinnah-
mung ihrer Ideen eignet.

Extremismuserklärung - Die Erklärung, die alle Fördermittelempfänger 
der „Anti-Extremismus-Programme“ der Bundesregierung – egal ob Op-
ferberatungen, Mobile Beratungsteam oder kleine lokale Initiativen – zu 
unterschreiben haben, lautet: Hiermit bestätigen wir, dass wir

–uns zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepu-
blik Deutschland bekennen und

–eine den Zielen des Grundgesetzes förderliche Arbeit gewährleisten.
Als Träger der geförderten Maßnahmen haben wir zudem im Rahmen un-
serer Möglichkeiten (Literatur, Kontakte zu anderen Trägern, Referenzen, 
die jährlichen Verfassungsschutzberichte des Bundes und der Länder etc.) 
und auf eigene Verantwortung dafür Sorge zu tragen, dass die als Partner 
ausgewählten Organisationen, Referenten etc. sich ebenfalls den Zielen 
des Grundgesetzes verpflichten. Uns ist bewusst, dass keinesfalls der 
Anschein erweckt werden darf, dass einer Unterstützung extremistischer 
Strukturen durch die Gewährung materieller oder immaterieller Leistun-
gen Vorschub geleistet wird.
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